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Kleine Anfrage 4094 
 
der Abgeordneten Elisabeth Müller-Witt (SPD), Sven Wolf (SPD) , Angela Freimuth (FDP) und 
Dirk Wedel (FDP) 
 
 
 
Sanierungsstau bei den Bildungshäusern im Bereich der politischen Bildung – 
Sachstand zum angekündigten Sonderprogramm der Regierungskoalition 
 
 
In Nordrhein-Westfalen existieren insgesamt 35 Bildungseinrichtungen mit eigenem Gebäude, 
darunter elf Einrichtungen, die sich auf politische Bildung spezialisiert haben. 
 
Neben der grundsätzlichen Instandhaltung dieser Immobilien sind die meisten dieser 
Bildungshäuser bereits zwischen 40 und 50 Jahren in Betrieb, sie erreichen damit das Ende 
ihres baulichen Lebenszyklus. Zudem sind die Anforderungen an solche Einrichtungen mit 
Blick auf energetische Standards, Barrierefreiheit oder Brandschutz erheblich gestiegen. 
Einige Einrichtungen können den Sanierungsstau nicht ausreichend abbauen oder sind gar 
deshalb in den letzten Jahren von ihren Trägern aufgegeben worden. Nach Angaben der 
Landesarbeitsgemeinschaft Demokratischer Bildungswerke werden aktuell rund eine Million 
Euro in Brandschutzrenovierungen investiert, um die gesetzlichen Standards in den 
Einrichtungen zu gewährleisten. Diese Renovierungsmaßnahmen werden momentan von den 
Trägern aus Eigenmitteln finanziert, wobei der Sanierungsbedarf mehr als zehn verschiedene 
Liegenschaften betrifft. 
 
Die Koalition aus CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Nordrhein-Westfalen hatte sich zu 
Beginn der Legislatur darauf geeinigt, den im Koalitionsvertrag zwischen ihnen beschriebenen 
Sanierungsstau im Bereich der Bildungshäuser durch ein Sonderprogramm abzubauen. So 
führen die schwarz-grünen Koalitionspartner im Kapitel zur gemeinwohlorientierten 
Weiterbildung wie folgt aus: „Der Sanierungsstau im Bereich der Bildungshäuser soll durch ein 
Sonderprogramm abgebaut werden“. Bislang liegen nach über zwei Jahren Regierungszeit 
keine Erkenntnisse über das Vorliegen eines solchen Sonderprogramms vor. 
 
Der Sanierungsstau betrifft dabei nicht nur gesetzlich erforderliche energetische Standards 
oder Brandschutzmaßnahmen, sondern auch die generelle bauliche Ausstattung der 
Einrichtungen. Ohne entsprechende Investitionen in Sanierungen besteht seitens der Träger 
die Sorge, dass aufgrund der zunehmend mangelnden baulichen Attraktivität und Ausstattung 
der Bildungshäuser die Frequentierung durch Teilnehmerinnen und Teilnehmer sukzessive 
abnimmt und auf diese Art und Weise langfristig die Arbeit der politischen Bildung in Nordrhein-
Westfalen erschwert wird. 
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Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Welchen Umfang hat der Sanierungsstau bei den Bildungshäusern in Nordrhein-Westfalen? 

(Bitte um tabellarische Aufstellung der einzelnen Bildungshäuser mit Darstellung des 
Umfangs und Verlaufs des Sanierungsstaus bei der einzelnen Einrichtung) 

 
2. Welchen Zeitplan setzt die Landesregierung mit Blick auf die Realisierung des im 

Koalitionsvertrag angekündigten Sonderprogramms um? 
 
3. In welcher Höhe werden finanzielle Mittel über das angekündigte Sonderprogramm 

bereitgestellt? 
 
4. Wie genau soll das Antragsverfahren für das angekündigte Sonderprogramm ausgestaltet 

werden? 
 
5. Inwieweit plant die Landesregierung kurzfristig die Bereitstellung von Mitteln, um die 

Bildungshäuser bei der Umsetzung von Renovierungen im Bereich des gesetzlich 
vorgeschriebenen Brandschutzes zu unterstützen? 

 
 
 
Elisabeth Müller-Witt 
Sven Wolf 
Angela Freimuth 
Dirk Wedel 
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Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 4094 vom 9. Juli 2024 
der Abgeordneten Elisabeth Müller-Witt (SPD), Sven Wolf (SPD) , Angela Freimuth (FDP) und 
Dirk Wedel (FDP) 
Drucksache 18/9895 
 
 
Sanierungsstau bei den Bildungshäusern im Bereich der politischen Bildung – Sach-
stand zum angekündigten Sonderprogramm der Regierungskoalition 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In Nordrhein-Westfalen existieren insgesamt 35 Bildungseinrichtungen mit eigenem Gebäude, 
darunter elf Einrichtungen, die sich auf politische Bildung spezialisiert haben. 
 
Neben der grundsätzlichen Instandhaltung dieser Immobilien sind die meisten dieser Bildungs-
häuser bereits zwischen 40 und 50 Jahren in Betrieb, sie erreichen damit das Ende ihres bau-
lichen Lebenszyklus. Zudem sind die Anforderungen an solche Einrichtungen mit Blick auf 
energetische Standards, Barrierefreiheit oder Brandschutz erheblich gestiegen. Einige Einrich-
tungen können den Sanierungsstau nicht ausreichend abbauen oder sind gar deshalb in den 
letzten Jahren von ihren Trägern aufgegeben worden. Nach Angaben der Landesarbeitsge-
meinschaft Demokratischer Bildungswerke werden aktuell rund eine Million Euro in Brand-
schutzrenovierungen investiert, um die gesetzlichen Standards in den Einrichtungen zu ge-
währleisten. Diese Renovierungsmaßnahmen werden momentan von den Trägern aus Eigen-
mitteln finanziert, wobei der Sanierungsbedarf mehr als zehn verschiedene Liegenschaften 
betrifft. 
 
Die Koalition aus CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Nordrhein-Westfalen hatte sich zu 
Beginn der Legislatur darauf geeinigt, den im Koalitionsvertrag zwischen ihnen beschriebenen 
Sanierungsstau im Bereich der Bildungshäuser durch ein Sonderprogramm abzubauen. So 
führen die schwarz-grünen Koalitionspartner im Kapitel zur gemeinwohlorientierten Weiterbil-
dung wie folgt aus: „Der Sanierungsstau im Bereich der Bildungshäuser soll durch ein Sonder-
programm abgebaut werden“. Bislang liegen nach über zwei Jahren Regierungszeit keine Er-
kenntnisse über das Vorliegen eines solchen Sonderprogramms vor. 
 
Der Sanierungsstau betrifft dabei nicht nur gesetzlich erforderliche energetische Standards 
oder Brandschutzmaßnahmen, sondern auch die generelle bauliche Ausstattung der Einrich-
tungen. Ohne entsprechende Investitionen in Sanierungen besteht seitens der Träger die 
Sorge, dass aufgrund der zunehmend mangelnden baulichen Attraktivität und Ausstattung der 
Bildungshäuser die Frequentierung durch Teilnehmerinnen und Teilnehmer sukzessive ab-
nimmt und auf diese Art und Weise langfristig die Arbeit der politischen Bildung in Nordrhein-
Westfalen erschwert wird. 
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Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft hat die Kleine Anfrage 4094 mit Schreiben vom 
30. Juli 2024 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie, dem Minister der Finanzen, der Ministerin für Schule und 
Bildung sowie der Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die Landesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 3817 (LT-Drs. 18/9550) dar-
gelegt, dass Bildungsstätten und Heimvolkshochschulen für die Modernisierung und den Um- 
oder Neubau ihrer Bildungshäuser auch die Möglichkeiten der Städtebauförderung nutzen 
können. Mit der am 24. Juni 2024 veröffentlichten aktuellen EFRE-Richtlinie über die Gewäh-
rung von Zuwendungen aus dem “Programm für rationelle Energieverwendung, regenerative 
Energie und Energiesparen – progres.nrw - Programmbereich Energieeffiziente öffentliche 
Gebäude“ ist nun auch die energetische Sanierung von Volkshochschulen und von nach dem 
Weiterbildungsgesetz anerkannten Einrichtungen in anderer Trägerschaft förderfähig. Dieses 
Programm steht auch den nach dem Weiterbildungsgesetz anerkannten Bildungseinrichtun-
gen der politischen Bildung zur Verfügung. 
 
 
1. Welchen Umfang hat der Sanierungsstau bei den Bildungshäusern in Nordrhein-

Westfalen? (Bitte um tabellarische Aufstellung der einzelnen Bildungshäuser mit 
Darstellung des Umfangs und Verlaufs des Sanierungsstaus bei der einzelnen Ein-
richtung) 

 
2. Welchen Zeitplan setzt die Landesregierung mit Blick auf die Realisierung des im 

Koalitionsvertrag angekündigten Sonderprogramms um? 
 
3. In welcher Höhe werden finanzielle Mittel über das angekündigte Sonderpro-

gramm bereitgestellt? 
 
4. Wie genau soll das Antragsverfahren für das angekündigte Sonderprogramm aus-

gestaltet werden? 
 
Die Fragen 1, 2, 3 und 4 werden wegen ihres Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 
 
Die Landesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 3817 (LT-Drs. 18/9550) dar-
gelegt, dass vor der Entwicklung und Durchführung eines Sanierungsprogramms für die nach 
dem Weiterbildungsgesetz anerkannten Akademien und Heimvolkshochschulen die Bedarfe 
zu konkretisieren und mit vorhandenen Förderprogrammen auf Bundes- und Landesebene 
abzugleichen sind. Das Land ist nicht Träger der Einrichtungen. Die Bildungseinrichtungen 
und ihre Träger müssen daher vor dem Hintergrund der o.g. EFRE Richtlinie prüfen, welche 
Förderprogramme für sie in Betracht kommen. Der aktuelle Sanierungsbedarf der einzelnen 
Bildungshäuser ist der Landesregierung nicht bekannt.  
 
 
5. Inwieweit plant die Landesregierung kurzfristig die Bereitstellung von Mitteln, um 

die Bildungshäuser bei der Umsetzung von Renovierungen im Bereich des gesetz-
lich vorgeschriebenen Brandschutzes zu unterstützen?  

 
Die Vorgaben zum gesetzlichen Brandschutz sind von den Bauherren bzw. den Trägern der 
Bildungshäuser zu erfüllen. Eine kurzfristige Bereitstellung von Mitteln durch die Landesregie-
rung ist nicht vorgesehen.  
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Kleine Anfrage 4051 
 
der Abgeordneten Franziska Müller-Rech und Angela Freimuth   FDP 
 
 
Wie haben sich die Zahl der abgelehnten Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
und der Numerus Clausus für Lehramtsstudiengänge verändert? 
 
 
Die aktuelle wie auch die vorherige Landesregierung haben verschiedene Maßnahmen 
ergriffen, um dem anhaltenden Lehrkräftemangel in Nordrhein-Westfalen entgegenzuwirken. 
Ein Beispiel dafür ist die Erhöhung der Studienplätze für das Grundschullehramt und die 
Sonderpädagogik1. Die Erhöhung der Studienplatzzahlen soll den Widerspruch auflösen, dass 
in vielen Lehrämtern zwar Lehrkräftemangel herrscht, aber gleichzeitig interessierte 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber von den Hochschulen abgelehnt werden müssen 
und mussten, weil nicht genug Studienplätze zur Verfügung standen bzw. stehen.  
 
Es ist entscheidend, die Wirksamkeit der Studienplatzerhöhungen in den 
Lehramtsstudiengängen zu bewerten und daraus weitere gezielte Maßnahmen zu entwickeln. 
Vor dem Hintergrund von Zulassungsbeschränkungen ist auch der Blick auf Abbruchzahlen 
im Bachelorstudium (Bachelor of Education) zu richten. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Studienbewerberinnen und Studienbewerber für Lehramtsstudiengänge 

wurden in den letzten fünf Jahren an den Universitäten in Nordrhein-Westfalen 
abgelehnt? (Bitte um Aufschlüsselung nach Studiengang und Hochschule) 

 
2. Wie hat sich der Numerus Clausus (NC) für die verschiedenen Lehramtsstudiengänge 

in den letzten fünf Jahren entwickelt? (Bitte um eine Auflistung nach Studiengang und 
Hochschule) 

 
3. Wie viele Studierende haben in den letzten fünf Jahren ihr Lehramtsstudium im  

Bachelor (Bachelor of Education) abgebrochen? (Bitte aufschlüsseln nach Jahr, 
Studiengang und Hochschule) 

 
4. Wie hat sich in den letzten 10 Jahren die Quote der Bachelorabschlüsse (Bachelor of 

Education) in Lehramtsstudiengängen, im Verhältnis zur Anzahl der Studienanfänger an 
den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen entwickelt? (Bitte um eine Aufschlüsselung 
nach Jahr, Studiengang und Hochschule) 

                                                
1 Vgl. https://www.schulministerium.nrw/presse/pressemitteilungen/1000-neue-studienplaetze-
landesregierung-setzt-studienplatz-offensive und https://www.land.nrw/pressemitteilung/ausbildungs-
offensive-fuer-unsere-schulen-465-neue-studienplaetze-fuer, Abruf jeweils am 29.06.2024 

https://www.schulministerium.nrw/presse/pressemitteilungen/1000-neue-studienplaetze-landesregierung-setzt-studienplatz-offensive
https://www.schulministerium.nrw/presse/pressemitteilungen/1000-neue-studienplaetze-landesregierung-setzt-studienplatz-offensive
https://www.land.nrw/pressemitteilung/ausbildungs-offensive-fuer-unsere-schulen-465-neue-studienplaetze-fuer
https://www.land.nrw/pressemitteilung/ausbildungs-offensive-fuer-unsere-schulen-465-neue-studienplaetze-fuer
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5. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung, um die Abbruchquote im 

Lehramtsstudium zu senken und die Attraktivität des Lehramtsstudiums zu erhöhen? 
 
 
 
Franziska Müller-Rech 
Angela Freimuth 
 


